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D
ie aktuellen Vorschläge der GKV 
zur Reform der Krankenhausab-
rechnung und der MD-Prüfver-

fahren werden mit dem Anspruch vor-
gelegt, erhebliche Einsparpotenziale 
zu heben und die Ausgabendynamik 
zu bremsen. Aus Sicht der Deutschen 
Gesellschaft für Medizincontrolling 
(DGfM) zeigt sich jedoch bei genaue-
rer Betrachtung, dass die behaupteten 
Einsparungen auf einer ökonomisch 
verkürzten Logik beruhen, die zentrale 
Zusammenhänge des Versorgungssys-
tems ausblendet. Die DGfM kommt zu 
der Einschätzung, dass die Einsparbe-
hauptung weder empirisch belastbar 
noch theoretisch konsistent ist. Statt-
dessen droht eine erhebliche Auswei-
tung der Kontrollbürokratie, deren Op-
portunitätskosten in den Vorschlägen 
vollständig unberücksichtigt bleiben.

Die pauschale Zusammenführung aller 
Wiederaufnahmen innerhalb von 30 
Tagen wird als Maßnahme präsentiert, 
um vermeintlich unnötige stationäre 
Leistungen zu reduzieren. Diese An-
nahme setzt jedoch voraus, dass Wie-
deraufnahmen primär ökonomisch 
motiviert seien. Die DGfM weist darauf 
hin, dass die Versorgungsrealität ein 
anderes Bild zeigt: Wiederaufnahmen 
entstehen häufig aus komplexen 
Krankheitsverläufen, multimorbiden 
Situationen oder strukturellen Versor-
gungslücken. Eine pauschale Rege-
lung, die diese Komplexität ignoriert, 
erzeugt nicht nur Fehlanreize, sondern 
führt zu erheblichen zusätzlichen Prüf- 

und Dokumentationsanforderungen. 
Die damit verbundenen administrati-
ven Kosten werden in der GKV-Argu-
mentation nicht bilanziert. Die Vorstel-
lung, man könne durch pauschale Res-
triktionen Kosten sparen, ohne die Fol-
gekosten der Kontrolle einzupreisen, 
ist aus Sicht der DGfM ökonomisch 
unhaltbar.

Die Forderung nach Abschaffung der 
quartalsweisen Prüfquoten folgt der-
selben Logik. Die GKV suggeriert, dass 
eine umfassendere Prüfung der Kran-
kenhausabrechnungen zu einer höhe-
ren Abrechnungsqualität und damit zu 
Einsparungen führen würde. Die 
DGfM verweist jedoch auf grundlegen-
de Erkenntnisse der Verwaltungs- und 
Organisationsforschung: Mehr Kon-
trolle führt nicht automatisch zu mehr 
Effizienz, sondern häufig zu einer Aus-
weitung der Kontrollstrukturen selbst. 
Die Literatur beschreibt dieses Phäno-
men als „Bürokratieverstärkungseffekt“. 
Ein System, das auf Misstrauen basiert, 
neigt dazu, sich selbst zu reproduzie-
ren und immer neue Kontrollbedarfe 
zu generieren. Die Kosten dieser Kon-
trollspirale – zusätzliche Prüfprozesse, 
Personalaufwand, Rechtsstreitigkeiten, 
Verzögerungen – bleiben in der GKV-
Argumentation systematisch ausge-
blendet.

Besonders problematisch ist aus Sicht 
der DGfM der Vorschlag, den Prüfum-
fang des MD automatisch auf sämtli-
che abrechnungsrelevante Sachverhal-

te eines Falls auszudehnen. Eine sol-
che Generalermächtigung mag aus 
Kassensicht attraktiv erscheinen, weil 
sie potenziell zusätzliche Rückforde-
rungen ermöglicht. Doch sie erzeugt 
zugleich ein System unklarer Prüfgren-
zen, das die Krankenhäuser zwingt, er-
hebliche Ressourcen in präventive Do-
kumentation, interne Qualitätssiche-
rung und juristische Absicherung zu 
investieren. Diese Opportunitätskosten 
sind real, messbar und hoch. Sie gehen 
zulasten der Versorgung, werden aber 
in der GKV-Argumentation vollständig 
externalisiert. Die behauptete Kosten-
ersparnis entsteht somit nur auf dem 
Papier – und nur, weil die Kosten der 
Kontrollbürokratie nicht bilanziert 
werden.

Auch die Einbeziehung der Vorhalte-
budgets in den Prüfumfang wird als 
Beitrag zu finanzieller Transparenz 
dargestellt, folgt aber derselben ver-
kürzten Logik. Vorhaltebudgets sind 
bewusst als strukturelle, nicht fallbezo-
gene Finanzierungsinstrumente konzi-
piert. Ihre Überführung in MD-Prüf-
verfahren würde zwangsläufig neue 
Nachweispflichten und Interpretati-
onsspielräume schaffen. Die damit ver-
bundenen Transaktionskosten – ein 
zentraler Begriff der Institutionenöko-
nomik – werden in den GKV-Vorschlä-
gen nicht berücksichtigt. Aus Sicht der 
DGfM erzeugt ein System, das struktu-
relle Mittel fallbezogen prüft, zwangs-
läufig neue Bürokratie, ohne dass ein 
empirisch belegbarer Nutzen entsteht.
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Die Einführung eines verpflichtenden 
Zweitmeinungsverfahrens und eines 
standardisierten NUB-Prüfverfahrens 
wird ebenfalls mit dem Argument der 
Qualitätssicherung und Kostendämp-
fung begründet. Doch auch hier zeigt 
die Forschung, dass zusätzliche Kon-
trollinstanzen häufig zu Doppelstruk-
turen, Prozessverzögerungen und er-
höhtem administrativem Aufwand 
führen. Die Kosten dieser zusätzlichen 
Ebenen werden nicht bilanziert, ob-
wohl sie in der Praxis erheblich sind. 
Die DGfM sieht in der GKV-Argumen-
tation ein klassisches „Kostenverlage-
rungsparadox“: Einsparungen werden 
behauptet, weil man nur die direkten 
Effekte betrachtet, während die indi-
rekten Kosten – insbesondere die Op-
portunitätskosten – systematisch aus-
geblendet werden.

Die wiederholte Bezugnahme auf Digi-
talisierung als Effizienztreiber ändert 
an dieser strukturellen Problematik 
nichts. Digitalisierung kann nur dann 
Kosten senken, wenn sie Komplexität 
reduziert. Wenn jedoch gleichzeitig 
neue Prüfanlässe, neue Sanktionen 

und neue Dokumentationspflichten 
geschaffen werden, führt Digitalisie-
rung lediglich zu einer digitalen Repro-
duktion bestehender Bürokratie. Die 
Vorstellung, man könne ein ineffizien-
tes System durch Digitalisierung effi-
zient machen, ohne seine strukturelle 
Logik zu verändern, widerspricht allen 
empirischen Erkenntnissen der Ver-
waltungsinformatik. Die DGfM betont, 
dass Digitalisierung kein Ersatz für 
strukturelle Reformen ist.

Aus Sicht der DGfM ist daher nicht die 
Frage entscheidend, ob einzelne Maß-
nahmen theoretisch Einsparpotenzial 
besitzen, sondern ob das Gesamtsys-
tem der Kontrollbürokratie effizient 
ist. Die vorliegenden Vorschläge las-
sen daran erhebliche Zweifel aufkom-
men. Sie folgen einer Logik der Kon-
trolle, nicht der Versorgung. Sie erzeu-
gen neue Transaktionskosten, ohne 
die bestehenden zu reduzieren. Und 
sie behaupten Einsparungen, ohne 
die Opportunitätskosten zu berück-
sichtigen, die durch die Bindung von 
Personal, Zeit und Ressourcen entste-
hen.

Die Krankenhausversorgung befindet 
sich in einer Phase struktureller Belas-
tung. In dieser Situation weitere Kon-
trollmechanismen einzuführen, ohne 
ihre gesamtwirtschaftlichen Kosten zu 
bilanzieren, ist aus Sicht der DGfM 
nicht nur analytisch unzureichend, 
sondern gesundheitspolitisch riskant. 
Eine nachhaltige Reform muss die Ba-
lance zwischen Kontrolle und Versor-
gung neu austarieren – und sie muss 
die Kosten der Bürokratie ebenso ernst 
nehmen wie die Kosten der Behand-
lung. ■
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